
Schutz der Mitarbeitenden vor Gewalt 

Schutzkonzept des Neukirchener Erziehungsvereins  

und seiner Tochtergesellschaften 

 

Dieses Schutzkonzept trägt dazu bei, dass Mitarbeitende vor Gewalt durch Klientinnen und 

Klienten und deren Angehörige sowie durch Kolleginnen und Kollegen geschützt werden. 

Dabei ist neben der physischen Sicherheit auch der seelische Schutz von großer Bedeutung. 

Das Schutzkonzept umfasst präventive und reaktive Maßnahmen, beschreibt 

Unterstützungsmaßnahmen, externe Kooperationspartnerschaften und kontinuierliche 

Verbesserungsmaßnahmen. Es gilt für den Neukirchener Erziehungsverein und seine 

Tochtergesellschaften Paul-Gerhardt-Werk und Neukirchener Verlagsgesellschaft  

gleichermaßen. Es wird flankiert von Schutzmaßnahmen für Klientinnen und Klienten, deren 

Sicherheit uns ein ebenso wichtiges Anliegen ist. 

 

1. Zielsetzung und Grundsätze 

Das Ziel dieses Schutzkonzepts ist es, Mitarbeitende so weit wie möglich vor Gewalt, sei es 

körperlich, verbal oder psychisch, zu schützen.  

„Man spricht von Gewalt und Aggression, wenn die Handlung einer Person einer anderen 

Person – körperlich oder seelisch – schadet oder schaden kann oder von ihr als bedrohlich 

wahrgenommen wird.“ (Definition der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung) 

Der Neukirchener Erziehungsverein verpflichtet sich, ein sicheres Arbeitsumfeld zu schaffen, 

das auf Respekt, Vertrauen und fairer Kommunikation basiert und die Gesundheit und das 

Wohlbefinden aller fördert. 

 

2. Vorbeugende Maßnahmen – Prävention vor Gewalt 

2.1. Schulungen und Sensibilisierung 

Schulung der Mitarbeitenden: Es finden regelmäßige Schulungen zu den Themen 

Gewaltprävention, Deeskalation und Kommunikation statt. Mitarbeitende sollen 

Anzeichen von Aggression frühzeitig erkennen und gewaltfreie Konfliktlösungsstrategien 

anwenden. 

-  Neue Mitarbeitende erhalten die Broschüre „Schutz der Mitarbeitenden vor 

 Gewalt“ in ihrer Begrüßungsmappe, zusammen mit der Broschüre „Schutz der 

 Klientinnen und Klienten vor Gewalt“. 



-  Alle Mitarbeitenden werden durch die digitale Fassung der Broschüre „Schutz der  

  Mitarbeitenden vor Gewalt“ informiert, welche vorbeugenden Maßnahmen der NEV  

  unternimmt und an wen sie sich im Falle einer Gewalterfahrung wenden können. 

-  In allen Einrichtungen wird in den Teamsitzungen mindestens vierteljährlich 

 angesprochen, welche Verbesserungen zum Schutz der Mitarbeitenden vor 

 Gewalt sinnvoll sind. 

Sensibilisierung für mögliche Risikosituationen und Risikobewertung: Besondere 

Aufmerksamkeit gilt den Arbeitsbereichen, in denen die Wahrscheinlichkeit von Gewalt 

höher sein könnte (z. B. bei psychisch belasteter Klientel oder in Krisensituationen). Dazu 

nehmen die Leitungen und die Teams regelmäßige Analysen ihrer Arbeitsumgebung vor, 

um Situationen, in denen Gewalt entstehen kann, frühzeitig zu erkennen und möglichst zu 

vermeiden. Sie berichten der Einrichtungsleitung, die die verschiedenen Risikoanalysen in 

ihrem Bereich vergleicht und ergänzt, damit die Einrichtung ein lernendes System bleibt.  

Auswertung: In den Geschäftsbereichskonferenzen wird ausgewertet, ob strukturelle 

Änderungen am Schutzkonzept notwendig werden.  

Intensive Einarbeitung: Neue Mitarbeitende erhalten eine umfassende Einarbeitung. 

Dazu gehört auch die Informationen über potenzielle Risiken, hilfreiche Verhaltensweisen 

und die internen Schutzstrukturen. Die Thematik wird in der VR 813, Anlage 1 

ausdrücklich benannt. 

2.2. Klare Verhaltensregeln 

Verhaltensstandards für Klientel und Mitarbeitende: Der NEV hat 

Verhaltensrichtlinien für den Umgang zwischen Klienten, Klientinnen und Mitarbeitenden 

sowie für den kollegialen Umgang aufgestellt. Sie sind abgeleitet vom Leitbild des NEV 

und den Führungsgrundsätzen. Sie sind veröffentlicht im gemeinsamen N-Laufwerk 

„Schutz der MA vor Gewalt“.  

Dokumentation und Meldung 

Alle Vorfälle von Gewalt und Bedrohung werden dokumentiert und anhand der geltenden 

Verfahrensrichtlinien (VR 501 und 809) verfolgt. Der NEV arbeitet mit den 

Aufsichtsbehörden zusammen sowie mit der Staatsanwaltschaft und bei begründetem 

Verdacht auf sexualisierte Gewalt mit der Meldestelle der Evangelischen Kirche im 

Rheinland. Zur Beratung kann auch die Frauenberatungsstelle Neuss hinzugezogen 

werden (02131/271378, www.fbst-ne.de). 

Vertrauenspersonen: Der NEV hat Vertrauenspersonen berufen. Mitarbeitende können 

sich bei eigener Gewalterfahrung, bei Beobachtung von Gewalt oder ähnlichen Vorfällen 

an sie wenden. Die Vertrauenspersonen stehen beratend zur Seite und unterstützen dabei, 

die Situation einzuordnen und nächste Schritte zu gehen. Die Namen der 

Vertrauenspersonen werden bei Just Social bekannt gegeben und finden sich auch im 

gemeinsamen N-Laufwerk „Schutz der MA vor Gewalt“.  



Verantwortung der Leitungen: Die Leitungskräfte des NEV tragen eine besondere 

Verantwortung dafür, dass die Mitarbeitenden geschützt sind. Die Leitungskräfte sind 

verpflichtet, Meldungen ernst zu nehmen und jeweils an ihre eigene Leitung 

weiterzugeben. Die Leitungskräfte wissen, welche Beratungs- und Hilfsangebote intern 

und extern zur Verfügung stehen und welche internen Regelungen zur Aufarbeitung von 

Gewalterfahrungen gelten. Sollten Leitungskräfte ihrer Verpflichtung, Meldungen 

nachzugehen, nicht nachkommen, sind die Mitarbeitenden berechtigt, sich direkt an die 

Geschäftsbereichsleitung oder den Vorstand zu wenden, auch über das anonyme 

Beschwerdemanagement auf der NEV-Homepage.  

2.3. Gefährdungsbeurteilung 

Risikoanalyse: Für alle Einrichtungen wird von den zuständigen Leitungen gemeinsam 

mit der Abteilung Arbeits- und Gesundheitsschutz eine Gefährdungsbeurteilung erstellt. 

Arbeitsplatzspezifische Sicherheitsmaßnahmen werden definiert. Alle Einrichtungs-

leitungen können sich jederzeit  zur Beratung an die Abteilung Arbeit- und Gesund-

heitsschutz wenden. 

Risikomanagement: Vor Beginn der Arbeit mit Klientinnen und Klienten wird eine 

individuelle Gefährdungsbeurteilung durchgeführt. Es wird analysiert, welche 

potenziellen Risiken (körperliche oder psychische Gewalt) bestehen und wie diesen 

Risiken begegnet werden kann. 

 

3. Schutzmaßnahmen im Alltag 

3.1. Sichere Arbeitsumgebung  

Alle Mitarbeitenden sind verpflichtet, an der Gestaltung einer sicheren Arbeitsumgebung 

mitzuwirken. Dies beginnt mit klaren, leicht umsetzbaren Maßnahmen.  

 Transparenz schaffen, wo möglich: Türen offenlassen, Vorhänge und Sichtschutz nur 
so einsetzen, dass die Übersicht bewahrt bleibt. 

 Auf gut erreichbare Türen achten und sich bei Gesprächen möglichst in Türnähe 

positionieren, 

 Im Voraus Flucht- und Rückzugswege bewusst wahrnehmen und freihalten, 

 Kolleginnen und Kollegen informieren, wenn mit potenziell herausfordernden 

Patientinnen/Klienten allein gearbeitet wird, 

 Risikosituationen von sich aus ansprechen und im Team gemeinsam reflektieren. 

Sind Notrufsysteme vorhanden, wie Funkgeräte, Panikknöpfe oder Hausnotrufe, sind die 

Mitarbeitenden im Rahmen der Einarbeitung damit vertraut zu machen. Die Leitung muss 

dafür sorgen, dass die Funktionsfähigkeit regelmäßig geprüft wird.  



In besonders gefährdeten Situationen ist die Präsenz zu zweit (Tandemprinzip) ein wirksamer 

Schutzfaktor. Die Hinzuziehung von Unterstützungspersonen, die speziell in Deeskalation 

geschult sind, kann präventiv wirken. In extremen Gefährdungslagen kann ein 

Sicherheitsdienst hinzugezogen werden, die Entscheidung dazu trifft der Vorstand. 

Weitere Maßnahmen sind je nach Einrichtung und Umfeld zu prüfen: 

 Offene und gut einsehbare Räume: Arbeitsräume sind so einzurichten, dass 

Mitarbeitende jederzeit eine gute Sicht auf ihre Umgebung haben und im Falle einer 

bedrohlichen Situation schnell flüchten können. 

 Möblierung bedenken: Räume so gestalten, dass keine potenziellen Wurf- oder 
Schlagobjekte griffbereit sind (z.B. keine schweren Deko- oder Glasobjekte). 

 Begegnungen bewusst steuern: Bei bekannten Risikoklientinnen und -klienten die 

räumliche Nähre zu anderen vermeiden. 

 Temporäre Raumtrennung organisieren: Bei erhöhtem Gefährdungspotenzial können 

separate Gesprächsräume zur Entschärfung beitragen. 

 Beleuchtung und Ordnung: Eine gut beleuchtete, aufgeräumte Umgebung wirkt 

deeskalierend und erhöht die persönliche Sicherheit. 

3.2 Deeskalationstechniken  

 

Ein präventiver Baustein des Schutzkonzeptes ist die Kenntnismachung, Schulung und 

Implementierung von unterschiedlichen Deeskalationstechniken im Arbeitsalltag.  

 

Zu den Techniken, die im Rahmen von regelmäßigen Fortbildungen und in den 

Kommunikationsregeln implementiert sind, gehören z. B.  

 Aktives Zuhören: Verständnis für die Gefühle und Anliegen der betroffenen Person. 

Durch aktives Zuhören kann oft eine Eskalation verhindert werden. 

 Beruhigende Körpersprache: eine offene und entspannte Körperhaltung und 

Augenkontakt können helfen, Spannungen abzubauen. Aggressive Gesten sind zu 

erkennen und zu vermeiden.  

 Distanz wahren: ein angemessener physischer Abstand gibt der anderen Person Raum 

und vermittelt ein Gefühl der Sicherheit. 

 Angebot von Alternativen: alternative Handlungsmöglichkeiten können eine Situation 

entschärfen. 

 Deeskalierende Sprache: eine ruhige und respektvolle Sprache entschärft eine 

Situation. Provokante oder aggressive Formulierungen sind zu vermeiden. 

 Grenzen setzen: klare Kommunikation von Grenzen auf eine respektvolle Weise. 

 Situationsanalyse und Nachbereitung: gewaltbelastete Situation werden ausgewertet, 

um die Ursachen für die Aggression zu identifizieren. Gegebenenfalls ist mit den 

betroffenen Personen ein klärendes Gespräch zu führen. 

 

Im Rahmen des Fortbildungsprogramms wird folgendes angeboten: 

Konfliktmanagement-Training: Schulungen zu Deeskalationstechniken, Selbstverteidigung 



und Konfliktmanagement helfen Mitarbeitenden, besser mit schwierigen Situationen 

umzugehen.  

Sensibilisierung für Gewaltprävention: Workshops zur Gewaltprävention schärfen das 

Bewusstsein und vermitteln Strategien zur Vermeidung von Gewalt.  

Die so erlernten Techniken und Handlungsalternativen können helfen, Konflikte zu 

deeskalieren, präventiv tätig zu werden und somit ein sicheres Arbeitsumfeld zu fördern.  

In den Einrichtungen wird dafür Sorge getragen, dass auch die Bewohnerinnen und Bewohner 

sich regelmäßig und fachlich angeleitet mit dem Thema „Gewaltschutz“ und „Deeskalation“ 

auseinandersetzen. 

 

4. Umgang mit Vorfällen 

Gewalterfahrungen müssen gemeldet und dokumentiert werden.  

 

Bei nur leichten Vorkommnissen kann das Geschehene im Team oder im engen Kreis der 

Kolleginnen und Kollegen besprochen und geklärt werden.  

 

„Leicht“ ist eine Gewaltanwendung definitiv nicht, wenn Verletzungen entstanden sind, die 

eine ärztliche Behandlung nötig machen – sei es körperlich oder auch seelisch. Dann ist ein 

Straftatbestand zu prüfen und ggf. die Berufsgenossenschaft einzubeziehen. Dann ist ein 

Straftatbestand zu prüfen, und auch die Berufsgenossenschaft bzw.  

 

Die Gewalterfahrung ist entweder von dem/der Betroffenen selbst oder von Kolleginnen bzw. 

Kollegen, die die Tat miterlebt haben, entweder von dem/der Betroffenen selbst oder von 

Kolleginnen bzw. Kollegen, die die Tat miterlebt haben an die Einrichtungsleitung zu melden. 

Sie gibt die Meldung an die Geschäftsbereichsleitung weiter. Die Geschäftsbereichsleitung 

leitet das Verfahren und wird, je nach Situation, Gespräche führen und Maßnahmen einleiten.  

 

Sollten sich Mitarbeitende nicht trauen, Grenzüberschreitungen offen zu benennen, können 

sie jederzeit, auch anonym, das Beschwerdemanagement auf der NEV-Homepage nutzen.  

Folgende Maßnahmen sind je nach Situation umzusetzen: 

 Nach bedrohlich erlebten Gewalterfahrungen (verbaler oder körperlicher Art) ist ein 

Verbandbucheintrag zu machen. Dieser wird bei der zuständigen Leitung aufbewahrt. 

Dies dient zum einen der Dokumentationspflicht, damit betroffene Mitarbeitende – 

ggf. auch zu einem späteren Zeitpunkt – Ansprüche auf Leistungen der Berufs-

genossenschaft geltend machen können. Des Weiteren sind die Einträge hilfreich bei 

Unfallanalysen und zur Feststellung von präventiven Maßnahmen. (Hinweis: Auf dem 

Laufwerk „N:/Schutz der MA vor Gewalt“ finden Sie einen Bogen zur „Erfassung von 

Gewalt und Drohungen gegen Mitarbeitende im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit 

beim NEV und seinen Tochtergesellschaften“ sowie den „klassischen“ Verband-

bucheintrag.) 



 Sollte es zu einer Krankschreibung von mehr als 3 Tagen kommen, ist eine 

Unfallmeldung notwendig.  

 Mitarbeitende können durch Vorgesetzte nach einem besonders belastenden Erlebnis 

für den Rest der geplanten Dienstzeit freigestellt werden. 

 Information über die psychologische Mitarbeitendenberatung. Wichtig ist hierbei nicht 

nur über die Möglichkeit zu informieren, sondern die Kontaktaufnahmen deutlich zu 

empfehlen.  

 Mitarbeitenden kann auch die Beratung durch die Mitarbeitendenvertretung 

empfohlen werden. 

 Kommt es immer wieder zu ähnlich gelagerten Gefährdungslagen durch übergriffiges 

Verhalten, hilft die Dokumentation dabei, Schutzmaßnahmen und ggf. rechtliche 

Schritte gegen Klientinnen und Klienten rechtssicher zu legitimieren. 

 Besondere Vorkommnisse, auch Gewalt gegen Mitarbeitende, werden an die jeweilige 

Aufsichtsbehörde gemeldet.  

Unabhängig von der Frage, ob es einer Unfallmeldung und/oder einer Meldung an die 

Aufsichtsbehörden bedarf, muss jede Grenzüberschreitung und die daraus folgenden 

Reaktionen dokumentiert werden. 

 

Juristische Maßnahmen können sein: 

 Der/die Betroffene ist darauf hinzuweisen, dass eine Strafanzeige gestellt werden 

kann. 

 Prüfung, ob der Träger selbst ein strafrechtlich relevantes Verhalten zur Anzeige 

bringt. Die Strafanzeige ist durch den Vorstand zu erstellen.  

Bei allen Maßnahmen im Zusammenhang mit Unfallmeldungen, Berufsgenossenschaft und 

Verbandbuch berät die Abteilung Arbeits- und Gesundheitsschutz, auf Wunsch auch 

vertraulich. 

 

5. Psychosoziale Unterstützung  

Um die mentale Gesundheit und das Wohlbefinden der Mitarbeitenden zu fördern, bieten wir 

ein umfassendes Programm zur psychosozialen Unterstützung an. 

Mitarbeitenden-Beratung: Alle Mitarbeitenden können sich vertraulich an eine erfahrene 

Psychologin wenden. Sie bietet Unterstützung bei der Bewältigung von Stress, Konflikten, 

Notfallsituationen und Herausforderungen im Arbeitsalltag. 

Präventionsprogramme und Online-Ressourcen: Im Programm unserer 

Fortbildungsakademie bieten wir regelmäßige Schulungen zur Förderung von 

Kommunikation, Konfliktlösung, mentaler Gesundheit und Resilienz an. Es besteht der 

Zugriff auf digitale Hilfsmittel wie Entspannungsübungen, Podcasts und Videos. 

 



Unterstützung nach Gewalterfahrung:  

 Mitarbeitenden, die von Gewalt betroffen sind, kann eine Opferanwältin gestellt 

werden. 

 Gegenüber gewalttätigen Klientinnen und Klienten kann die Leitung pädagogische 
Beurlaubungen oder räumliche Trennung aussprechen – bis hin zur Beendigung der 

Hilfemaßnahme. 

 Hilfe nach Extremerlebnissen durch die Berufsgenossenschaft (BWG): Es werden 

unkompliziert und schnell bis zu fünf probatorische Sitzungen ermöglicht. Um diese 

Leistung zu erhalten, ist eine Unfallmeldung notwendig. Eine weitere Möglichkeit der 

Berufsgenossenschaft ist die Nutzung der telefonischen Krisenberatung der BWG.  

 Mitarbeitende haben die Möglichkeit, regelmäßig an Supervision oder Coaching 
teilzunehmen, um ihre Erfahrungen zu verarbeiten und Unterstützung zu erhalten. 

Möglich sind auch Fort- und Weiterbildungsmaßnahmen für Teams bzw. 

Wohnbereiche. 

Angebot Rechtsberatung: In der pädagogischen und pflegerischen Arbeitswelt werden 

Mitarbeitende mit Situationen konfrontiert (z.B. grenzverletzendes Verhalten, 

Körperverletzung, Nötigung, Missbrauch etc.), die unmittelbar Rechtsfragen aufwerfen.  

Wir bieten Mitarbeitenden, die verdächtigt werden, bei der Ausübung bzw. Wahrnehmung 

ihrer arbeitsvertraglichen Tätigkeit Pflichtverstöße mit strafrechtlicher Relevanz begangen zu 

haben, die Beratung durch einen Rechtsanwalt an. Gleiches gilt für eine eventuell notwendige 

Vertretung vor Gericht. Der Träger beauftragt den Rechtsanwalt nur im Einvernehmen mit 

den betroffenen Mitarbeitenden. Der Rechtsanwalt informiert Mitarbeitende und Träger 

kontinuierlich über den aktuellen Rechtsstand. Die Kosten für die Beratung und Vertretung 

durch diesen Rechtsanwalt werden vom Arbeitgeber übernommen. Die Entscheidung über die 

Hinzuziehung des Rechtsbeistands trifft der Vorstand.  
 Hinweis: Wenn eine begründete Vermutung besteht, dass keine Unschuld vorliegt, wird keine 

 Rechtsberatung gestellt. Falls ein Rechtsbeistand gewährt wurde und sich im Zuge der 

 Ermittlungen herausstellt, dass Tatvorwurf begründet ist, wird die Rechtsberatung nicht mehr 

 gewährt und der/die Mitarbeitende muss sich einen eigenen Rechtsbeistand suchen. 

 

6. Kontinuierliche Verbesserung  

Zur Aufarbeitung ist es wichtig, jeden Gewalt-Vorfall zu analysieren und im Team und im 

Beisein von Führungskräften zu beraten. Hierbei kann es auch sinnvoll sein, zusätzliche 

Fachberatung in Anspruch zu nehmen, beispielsweise Trauerbegleitung, Arbeitssicherheit, 

Sexualtherapeut*innen.  

Regelmäßige Evaluation des Schutzkonzepts: Das Schutzkonzept wird regelmäßig evaluiert 

und angepasst, um neue Risiken und Entwicklungen zu berücksichtigen. 



- Feedback einholen: Es werden regelmäßige anonyme Umfragen und freiwillige 

Interviews mit Mitarbeitenden durchgeführt, um deren Erfahrungen und Meinungen 

zum Schutzkonzept zu sammeln. Im Rahmen des Mitarbeitendengesprächs wird das 

Thema Gewaltschutz als fester Gesprächspunkt aufgegriffen und beleuchtet. 

- Schulung und Sensibilisierung: Es finden regelmäßige Schulungen zu Themen wie 

Gewaltprävention, Deeskalationstechniken und Konfliktmanagement statt, etwa in der 

Fortbildungsakademie oder in den Einrichtungen selbst. Alle Mitarbeitenden werden 

regelmäßig über das Schutzkonzept und dessen Bedeutung informiert, um ein 

gemeinsames Verständnis zu fördern. 

- Aktualisierung: Das Schutzkonzept wird mindestens einmal im Jahr überprüft und an 

neue gesetzliche Vorgaben, gesellschaftliche Veränderungen oder spezifische 

Herausforderungen angepasst. Aktuelle Forschungsergebnisse und Best Practices aus 

anderen Institutionen oder Fachbereichen werden regelmäßig eingearbeitet. 

- Partizipation fördern: Mitarbeitende werden in den kontinuierlichen 

Verbesserungsprozess eingebunden. Ihre Perspektiven und Ideen sind zu 

berücksichtigen. In jedem Geschäftsbereich gibt es Arbeitsgruppen, die sich mit der 

Weiterentwicklung des Schutzkonzepts beschäftigen. Alle Mitarbeitenden werden 

über Änderungen und Verbesserungen im Schutzkonzept zeitnah über Just Social 

informiert.  

- Monitoring und Reporting: Die Geschäftsführung informiert sich jährlich über die 

Wirksamkeit des Schutzkonzepts. Dazu werden im Vorfeld Berichte aus den 

Einrichtungen eingeholt und die eingegangenen Meldungen analysiert. Sollte die Zahl 

der Gewalterfahrungen nicht erkennbar sinken, müssen die Maßnahmen angepasst 

werden. 

 

Vorstand und Geschäftsführung    Neukirchen-Vluyn, im September 2025 

Neukirchener Erziehungsverein 

Neukirchener Verlagsgesellschaft  

Paul-Gerhardt-Werk 

 

Überarbeitung nach Integration des Diakoniestation in den NEV und 

Überarbeitung zum Thema „Arbeitsschutz“ und „Verbandbuch“ im März 2026 

 


